
E I N L A D U N G  Z U R  H AU P T V E R S A M M L U N G





EINLADUNG ZUR 
HAUPTVERSAMMLUNG

HUGO BOSS AG, METZINGEN

- ISIN DE000A1PHFF7 (WKN A1PHFF)

Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden hiermit zu der

am Dienstag, den 12. Mai 2015, 10:00 Uhr,

im Internationalen Congresszentrum Stuttgart ICS, Messepiazza, Saal C1, 70629 Stuttgart, 
stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung eingeladen.

TAGESORDNUNG
1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der HUGO BOSS AG und des gebilligten 

Konzernabschlusses zum 31.  Dezember 2014, des zusammengefassten Lageberichts 

der HUGO BOSS AG und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2014, des Berichts des 

Aufsichtsrats, des Vorschlags des Vorstands für die Verwendung des Bilanzgewinns 

für das Geschäftsjahr 2014 und des erläuternden Berichts zu den Angaben nach § 289 

Abs.  4 und Abs.  5, § 315 Abs.  2 Nr. 5 und Abs.  4 des Handelsgesetzbuchs für das 

Geschäftsjahr 2014

Die unter dem Tagesordnungspunkt  1 genannten Unterlagen sind im Internet unter  
http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Hauptversammlung 2015“ über den 
Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptversammlung“ zugänglich. Ferner werden 
die Unterlagen in der Hauptversammlung zugänglich sein und näher erläutert werden. Ent-
sprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu Tagesordnungspunkt 1 keine Beschluss-
fassung vorgesehen, da der Aufsichtsrat den Jahres- und Konzernabschluss bereits gebilligt 
hat. Der Jahresabschluss ist damit festgestellt.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns für das Geschäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen, den Bilanzgewinn der 
HUGO BOSS AG für das Geschäftsjahr 2014 in Höhe von 254.848.000,00 EUR wie folgt zu 
verwenden:

Ausschüttung einer Dividende von 3,62 EUR je dividendenberechtigter Namensstammaktie 
(69.016.167 Stück Namensstammaktien) für das Geschäftsjahr 2014 
	 = 249.838.524,54 EUR
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Die von der HUGO BOSS AG im Zeitpunkt der Beschlussfassung durch die Hauptversamm-
lung gehaltenen eigenen Namensstammaktien sind nach dem Aktiengesetz nicht dividen-
denberechtigt. Der auf nicht dividendenberechtigte Namensstammaktien entfallende Be-
trag, derzeit Stück 1.383.833 Namensstammaktien, somit 5.009.475,46 EUR wird auf neue 
Rechnung vorgetragen. 

Sollte sich die Zahl der von der HUGO BOSS AG gehaltenen eigenen Aktien bis zur Haupt-
versammlung erhöhen oder vermindern, wird bei unveränderter Ausschüttung von 3,62 
EUR je dividendenberechtigter Namensstammaktie der Hauptversammlung ein entspre-
chend angepasster Beschlussvorschlag über die Gewinnverwendung unterbreitet werden. 

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäfts-

jahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen, den im Geschäftsjahr 2014 amtie-
renden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Ge-

schäftsjahr 2014

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen, den im Geschäftsjahr 2014 amtie-
renden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu erteilen.

5.	 Neuwahlen zum Aufsichtsrat

Mit Ablauf der Hauptversammlung am 12. Mai 2015 endet die Amtszeit der sechs Mitglieder 
der Anteilseigner des Aufsichtsrats. 

Der Aufsichtsrat schlägt – auf der Grundlage des Vorschlags des Nominierungsausschusses 
und unter Berücksichtigung der vom Aufsichtsrat im Jahr 2010 für seine Zusammensetzung 
beschlossenen Ziele – vor, folgende Personen als Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat 
zu wählen: 

•• Frau Kirsten Kistermann-Christophe, Oberursel/Deutschland, Head of Equity Advisor
•• Herr Gaetano Marzotto, Mailand/Italien, Aufsichtsratsvorsitzender
•• Herr Luca Marzotto, Venedig/Italien, Vorstandsvorsitzender
•• Herr Michel Perraudin, Hergiswil/Schweiz, Management Berater
•• Herrn Axel Salzmann, Großhansdorf/Deutschland, Vorstandsmitglied
•• Herr Hermann Waldemer, Pully/Schweiz, Berater

Die Wahl erfolgt für die Zeit bis zum Ablauf der Hauptversammlung, die über die Entlastung 
für das Geschäftsjahr 2019 beschließt.

Der Aufsichtsrat setzt sich nach §§ 96 Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG und § 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
des Mitbestimmungsgesetzes aus je 6 Mitgliedern der Anteilseigner und der Arbeitnehmer 
zusammen. Die Hauptversammlung ist bei der Wahl der Anteilseignervertreter an Wahlvor-
schläge nicht gebunden.
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Es ist beabsichtigt, die Wahlen zum Aufsichtsrat in Übereinstimmung mit dem Deutschen 
Corporate Governance Kodex (Ziff. 5.4.3 Satz 1) im Wege der Einzelwahl durchzuführen.

Angabe gemäß § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG:

Die vorgenannten, zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen Anteilseignervertreter sind 
bei den nachfolgend jeweils unter a) aufgeführten Gesellschaften Mitglieder eines gesetz-
lich zu bildenden Aufsichtsrats bzw. bei den unter b) aufgeführten Wirtschaftsunternehmen 
Mitglieder eines vergleichbaren in- oder ausländischen Kontrollgremiums.

Frau Kirsten Kistermann-Christophe 

a)	 Mitglied des Aufsichtsrats der GSW Immobilien AG, Berlin/Deutschland

Herr Gaetano Marzotto

a)	 Mitglied des Aufsichtsrats der HUGO BOSS AG
b)	�� Mitglied des Verwaltungsrats Zignago Holding SpA. Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Vorsitzender des Verwaltungsrats Santa Margherita SpA Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Zignago Vetro SpA. Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Alpitour SpA, Turin, Italien

Herr Luca Marzotto

a) 	Mitglied des Aufsichtsrats der HUGO BOSS AG
b) 	Vorsitzender des Verwaltungsrats Zignago Holding SpA. Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Santa Margherita SpA Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats H. FarmVentures SPA, Roncade, Italien
	 Mitglied des Aufsichtsrats New High Glass Inc, Miami, USA
	 Mitglied des Verwaltungsrats Centervue SpA Padua, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Cà del Bosco Srl – Società Agricola, Erbusco, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Verti Speciali, SpA, Trient, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Zignano Vertro SpA, Fossalta di Portogruaro, Italien
	 Mitglied des Verwaltungsrats Telecom Italia SpA, Mailand, Italien

Herr Michel Perraudin

b)	Präsident/Vorsitzender des Verwaltungsrats der ODLO Sports Holding AG, Hünenberg, 
Schweiz

Herr Axel Salzmann

a)	 Mitglied des Aufsichtsrats und Vorsitzender des Prüfungsausschusses der TLG Immobilien 
AG, Berlin/Deutschland

Herr Hermann Waldemer

b)	Mitglied des Aufsichtsrats und Mitglied des Prüfungsausschusses der FCA US LLC 
(früher Chrysler Group LLC), Detroit, USA
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Nach Ansicht des Aufsichtsrats stehen die zur Wahl in den Aufsichtsrat vorgeschlagenen 
Personen in keinen persönlichen oder geschäftlichen Beziehungen zur Gesellschaft oder 
deren Konzernunternehmen, den Organen der Gesellschaft oder einem wesentlich an der 
Gesellschaft beteiligten Aktionär, die nach Ziffer 5.4.1 Abs. 4 des Deutschen Corporate 
Governance Kodex offenzulegen wären.

Ausführliche Lebensläufe zu den zur Wahl vorgeschlagenen Personen stehen im Internet 
unter http://group.hugoboss.com/ über den Link Investor Relations/Hauptversammlung zur 
Verfügung.

Hinweis gemäß Ziffer 5.4.3 Satz 3 Deutscher Corporate Governance Kodex: Es ist beabsich-
tigt, aus dem Kreis der Mitglieder des Aufsichtsrats Herrn Michel Perraudin in der Sitzung 
des Aufsichtsrats, die im Anschluss an die Hauptversammlung stattfinden wird, zum Vorsit-
zenden des Aufsichtsrats zu wählen.

6.	 Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 

2015 sowie, für den Fall einer prüferischen Durchsicht, des Prüfers für den verkürzten 

Abschluss und den Zwischenlagebericht für das erste Halbjahr des Geschäftsjahres 

2015

Der Aufsichtsrat schlägt, gestützt auf die Empfehlung des Prüfungsausschusses, vor zu 
beschließen:

Die
Ernst & Young GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Mittlerer Pfad 15
70499 Stuttgart

wird zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2015 sowie 
für die prüferische Durchsicht des verkürzten Abschlusses und des Zwischenlageberichts 
(§§ 37w, 37y Wertpapierhandelsgesetz) für das erste Halbjahr des Geschäftsjahres 2015, 
sofern diese einer solchen prüferischen Durchsicht unterzogen werden, bestellt.

7.	 Beschlussfassung über die Ermächtigung der Gesellschaft zum Erwerb eigener Aktien 

auch unter Ausschluss eines Andienungsrechts und zu deren Verwendung auch unter 

Ausschluss des gesetzlichen Bezugsrechts der Aktionäre sowie Ermächtigung zur Ein-

ziehung erworbener eigener Aktien und Kapitalherabsetzung

Die von der Hauptversammlung am 21. Juni 2010 gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erteilte 
Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zu deren Verwendung ist bis zum 20. Juni 
2015 befristet. Um die Flexibilität der Gesellschaft auch zukünftig zu gewährleisten, hebt 
der nachfolgende Beschlussvorschlag die vorgenannte Ermächtigung auf und erteilt der Ge-
sellschaft eine erneute Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien und zur Verwendung auf-
grund dieser oder früherer Ermächtigungen erworbener eigener Aktien, die bis zum 11. Mai 
2020 befristet ist.
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Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen:

a) 	Die Gesellschaft wird ermächtigt, gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG eigene Aktien zu erwer-
ben. Diese Ermächtigung gilt bis zum 11. Mai 2020. Sie ist insgesamt auf einen Anteil 
von 10 % des im Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung oder – falls 
dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung bestehen-
den Grundkapitals beschränkt. Die Ermächtigung kann unmittelbar durch die Gesellschaft 
oder durch ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz stehendes 
Unternehmen oder durch von der Gesellschaft oder von der Gesellschaft abhängige oder 
in ihrem Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen beauftragte Dritte ausgeübt werden 
und erlaubt den Erwerb eigener Aktien im ganzen Umfang oder in Teilbeträgen sowie 
den einmaligen oder mehrmaligen Erwerb.

	 Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre 
gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten 
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten oder durch die Ausgabe 
von Andienungsrechten an die Aktionäre erfolgen.

aa) Erfolgt der Erwerb über die Börse oder über ein öffentliches Kaufangebot, darf die 
Gesellschaft je Aktie nur einen Gegenwert zahlen, der den arithmetischen Mittel-
wert der Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-
Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wert-
papierbörse während der letzten zehn Börsenhandelstage vor dem Abschluss des 
Verpflichtungsgeschäftes, sofern der Erwerb über die Börse stattfindet, oder vor 
der Veröffentlichung der Entscheidung zur Abgabe des öffentlichen Kaufangebots, 
sofern der Erwerb im Wege eines öffentlichen Kaufangebots erfolgt, ohne Berück-
sichtigung der Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 10 % über- oder unterschrei-
tet. Ergeben sich nach Veröffentlichung eines öffentlichen Kaufangebots erhebliche 
Kursabweichungen vom gebotenen Kaufpreis oder den Grenzwerten der gebotenen 
Kaufpreisspanne, so kann das Angebot angepasst werden. In diesem Fall bestimmt 
sich der maßgebliche Betrag nach dem entsprechenden Kurs am letzten Handelstag 
vor der Veröffentlichung der Anpassung; die 10 %-Grenze für das Über- oder Unter-
schreiten ist auf diesen Betrag anzuwenden.

	 Das Volumen des öffentlichen Kaufangebots kann begrenzt werden. Sofern bei einem 
öffentlichen Kaufangebot das Volumen der angebotenen Aktien das vorhandene 
Rückkaufvolumen überschreitet, kann unter insoweit partiellem Ausschluss ei-
nes eventuellen Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der ange-
dienten Aktien (Andienungsquoten) statt nach dem Verhältnis der Beteiligung der 
andienenden Aktionäre an der Gesellschaft (Beteiligungsquoten) erfolgen. Darüber 
hinaus können unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungs-
rechts eine bevorrechtigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück ange-
dienter Aktien je Aktionär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien 
eine Rundung nach kaufmännischen Gesichtspunkten vorgesehen werden.

bb) Erfolgt der Erwerb mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen Aufforde-
rung zur Abgabe von Verkaufsangeboten, legt die Gesellschaft eine Kaufpreisspanne 
je Aktie fest, innerhalb derer Verkaufsangebote abgegeben werden können. Die 
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Kaufpreisspanne kann angepasst werden, wenn sich während der Angebotsfrist 
erhebliche Kursabweichungen vom Kurs zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Auf-
forderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten ergeben. Der von der Gesellschaft 
zu zahlende Kaufpreis je Aktie, den die Gesellschaft aufgrund der eingegangenen 
Verkaufsangebote ermittelt, darf den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stück-
aktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder einem entspre-
chenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten 
drei Börsenhandelstage vor dem nachfolgend beschriebenen Stichtag ohne Berück-
sichtigung der Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 10 % über- oder unterschrei-
ten. Stichtag ist der Tag, an dem der Vorstand der Gesellschaft endgültig formell über 
die Annahme der Verkaufsangebote entscheidet.

	 Das Volumen der Annahme kann begrenzt werden. Sofern von mehreren gleicharti-
gen Verkaufsangeboten wegen der Volumenbegrenzung nicht sämtliche angenom-
men werden können, kann unter insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen 
Andienungsrechts der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien (Andie-
nungsquoten) statt nach Beteiligungsquoten erfolgen. Darüber hinaus können unter 
insoweit partiellem Ausschluss eines eventuellen Andienungsrechts eine bevorrech-
tigte Annahme geringerer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Akti-
onär sowie zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien eine Rundung nach 
kaufmännischen Grundsätzen vorgesehen werden.

cc) Erfolgt der Erwerb mittels den Aktionären zur Verfügung gestellter Andienungsrech-
te, so können diese pro Aktie der Gesellschaft zugeteilt werden. Gemäß dem Ver-
hältnis des Grundkapitals der Gesellschaft zum Volumen der von der Gesellschaft 
zurückzukaufenden Aktien berechtigt eine entsprechend festgesetzte Anzahl Andie-
nungsrechte zur Veräußerung einer Aktie der Gesellschaft an diese. Andienungsrech-
te können auch dergestalt zugeteilt werden, dass jeweils ein Andienungsrecht pro 
Anzahl von Aktien zugeteilt wird, die sich aus dem Verhältnis des Grundkapitals zum 
Rückkaufvolumen ergibt. Bruchteile von Andienungsrechten werden nicht zugeteilt; 
für diesen Fall werden die entsprechenden Teilandienungsrechte ausgeschlossen. 
Der Preis oder die Grenzwerte der angebotenen Kaufpreisspanne (jeweils ohne 
Erwerbsnebenkosten), zu dem bei Ausübung des Andienungsrechts eine Aktie an 
die Gesellschaft veräußert werden kann, wird nach Maßgabe der Regelungen im 
vorstehenden Absatz bb) bestimmt, wobei maßgeblicher Stichtag derjenige der 
Veröffentlichung des Rückkaufangebots unter Einräumung von Andienungsrechten 
ist, und gegebenenfalls angepasst, wobei deren maßgeblicher Stichtag derjenige 
der Veröffentlichung der Anpassung ist. Die nähere Ausgestaltung der Andienungs-
rechte, insbesondere ihr Inhalt, die Laufzeit und gegebenenfalls ihre Handelbarkeit, 
bestimmt der Vorstand der Gesellschaft.

b)	Der Vorstand wird ermächtigt, eigene Aktien mit Zustimmung des Aufsichtsrats in ande-
rer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an sämtliche Aktionäre zu veräußern, 
wenn die Aktien gegen Barzahlung zu einem Preis veräußert werden, der den Börsen-
kurs von Aktien der Gesellschaft gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung 
nicht wesentlich unterschreitet. Das Bezugsrecht der Aktionäre ist dabei ausgeschlos-
sen. Diese Ermächtigung gilt jedoch nur mit der Maßgabe, dass die unter Ausschluss 
des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußerten Aktien insgesamt 10 % 
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des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirk-
samwerdens noch – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser 
Ermächtigung. Auf diese Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind diejenigen Aktien 
anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung bis zur nach § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG bezugsrechtsfreien Veräußerung eigener Aktien aus genehmigtem Kapital 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben wer-
den. 

	 Der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats wird ferner ermächtigt, eigene Aktien 
Dritten in anderer Weise als über die Börse oder mittels Angebot an sämtliche Aktionäre 
anzubieten und zu übertragen, soweit dies

aa) im Rahmen des Erwerbs von Unternehmen oder Beteiligungen daran oder von Un-
ternehmensteilen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen oder 
von sonstigen Vermögensgegenständen geschieht; oder

bb) zur Einführung von Aktien der Gesellschaft an ausländischen Börsen, an denen sie 
bisher nicht zum Handel zugelassen sind, erfolgt. Der Preis, zu dem diese Aktien 
an ausländischen Börsen eingeführt werden, darf den arithmetischen Mittelwert der 
Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im Xetra-Handel (oder 
einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse wäh-
rend der letzten drei Börsenhandelstage vor dem Tag der Einführung an der auslän-
dischen Börse ohne Berücksichtigung der Erwerbsnebenkosten um nicht mehr als 
5 % unterschreiten; oder

cc) erfolgt, um die Aktien Personen zum Erwerb anzubieten, die im Arbeitsverhältnis zu 
der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder stan-
den.

Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre auf diese eigenen Aktien wird gemäß §§ 71 
Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3, 4 AktG insoweit ausgeschlossen, wie diese Aktien gemäß den 
vorstehenden Ermächtigungen verwendet werden. Darüber hinaus kann der Vorstand im 
Falle der Veräußerung der eigenen Aktien durch Angebot an alle Aktionäre das Bezugs-
recht der Aktionäre mit Zustimmung des Aufsichtsrats für Spitzenbeträge ausschließen.

Weiterhin wird der Vorstand ermächtigt, die eigenen Aktien mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats einzuziehen, ohne dass die Einziehung und ihre Durchführung eines weiteren 
Hauptversammlungsbeschlusses bedürfen. Die Einziehung kann auch nach § 237 Abs. 
3 Nr. 3 AktG ohne Kapitalherabsetzung in der Weise erfolgen, dass sich durch die Ein-
ziehung der Anteil der übrigen Stückaktien der Gesellschaft am Grundkapital gemäß § 8 
Abs. 3 AktG erhöht. Der Vorstand wird gemäß § 237 Abs. 3 Nr. 3 2. Halbsatz AktG er-
mächtigt, die Angabe der Zahl der Aktien in der Satzung entsprechend anzupassen.

Die vorstehenden Ermächtigungen können einmal oder mehrmals, ganz oder in Teilen, 
einzeln oder gemeinsam ausgenutzt werden. Sie erfassen auch die Verwendung von 
Aktien der Gesellschaft, die aufgrund früherer Ermächtigungen zum Rückerwerb eigener 
Aktien zurückerworben wurden, und solche, die aufgrund von § 71d Satz 5 AktG erwor-
ben oder (i) durch ein von der Gesellschaft abhängiges oder in ihrem Mehrheitsbesitz 
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stehendes Unternehmen oder (ii) durch Dritte für Rechnung der Gesellschaft oder durch 
Dritte für Rechnung eines von der Gesellschaft abhängigen oder in ihrem Mehrheitsbe-
sitz stehenden Unternehmens erworben werden.

c) Die von der Hauptversammlung am 21.  Juni 2010 erteilte Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien wird für die Zeit ab Wirksamwerden der Ermächtigung gemäß dem Tages-
ordnungspunkt 7 lit. a) und b) aufgehoben.

8.	 Ermächtigung der Gesellschaft zum Einsatz von Eigenkapitalderivaten im Rahmen des 

Erwerbs eigener Aktien gemäß § 71 Absatz 1 Nr.  8 AktG sowie zum Ausschluss des 

Andienungs- und Bezugsrechts

In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Er-
mächtigung zum Erwerb eigener Aktien nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG soll die Gesellschaft 
ermächtigt werden, eigene Aktien auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten zu erwer-
ben. Dadurch soll das Volumen an Aktien, das insgesamt erworben werden darf, nicht er-
höht werden; es werden lediglich im Rahmen der Höchstgrenze des Tagesordnungspunkts 
7, weiter eingeschränkt durch lit.  a) des nachfolgenden Beschlussvorschlags, und unter 
Anrechnung auf diese Höchstgrenze weitere Handlungsalternativen zum Erwerb eigener 
Aktien eröffnet.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor zu beschließen:

a) In Ergänzung der unter Tagesordnungspunkt 7 der ordentlichen Hauptversammlung vom 
12.  Mai 2015 zur Beschlussfassung vorgeschlagenen Ermächtigung zum Erwerb eige-
ner Aktien nach § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG darf der Erwerb von Aktien der Gesellschaft 
außer auf den dort beschriebenen Wegen auch unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten 
durchgeführt werden. Der Vorstand wird ermächtigt, Optionen zu erwerben, die der Ge-
sellschaft das Recht vermitteln, bei Ausübung der Optionen Aktien der Gesellschaft zu 
erwerben (Call-Optionen). Der Vorstand wird ferner ermächtigt, Optionen zu veräußern, 
welche die Gesellschaft bei Ausübung der Optionen durch deren Inhaber zum Erwerb 
von Aktien der Gesellschaft verpflichten (Put-Optionen). Ferner kann der Erwerb unter 
Einsatz einer Kombination aus Call- und Put- Optionen oder Terminkaufverträgen erfol-
gen (Call-Optionen, Put-Optionen sowie Kombinationen aus Call- und Put-Optionen und 
Terminkaufverträge, zusammen nachfolgend: Eigenkapitalderivate). Die Ermächtigung 
wird mit Beschlussfassung am 12. Mai 2015 wirksam und gilt bis zum 11. Mai 2020. Die 
Ermächtigung kann ganz oder teilweise, einmalig oder in mehreren, auch unterschied-
lichen Transaktionen durch die Gesellschaft, aber auch durch ihre Tochtergesellschaften 
oder für ihre oder deren Rechnung durch von der Gesellschaft oder von einer Tochterge-
sellschaft beauftragte Dritte ausgenutzt werden. Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von 
Eigenkapitalderivaten sind dabei auf Aktien im Umfang von höchstens 5 % des zum Zeit-
punkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals oder 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vorlie-
genden Ermächtigung bestehenden Grundkapitals beschränkt. 

b) 	Die Eigenkapitalderivate müssen mit einem oder mehreren Kreditinstitut(en), einem 
oder mehreren nach § 53 Absatz 1 Satz 1 oder § 53b Absatz 1 Satz 1 oder Absatz 7 des 
Gesetzes über das Kreditwesen tätigen Unternehmen oder einer Gruppe oder einem 
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Konsortium von Kreditinstituten und/oder solchen Unternehmen abgeschlossen werden. 
Sie sind so auszugestalten, dass sichergestellt ist, dass die Eigenkapitalderivate nur mit 
Aktien beliefert werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes der Ak-
tionäre erworben wurden; dem genügt der Erwerb der Aktien über die Börse. Der von 
der Gesellschaft für Call-Optionen gezahlte oder für Put-Optionen vereinnahmte oder 
für Kombination aus Call- und Put-Optionen gezahlte oder vereinnahmte Erwerber- oder 
Veräußerungspreis darf nicht wesentlich über bzw. unter dem nach anerkannten finanz-
mathematischen Methoden ermittelten theoretischem Marktwert liegen. Die Laufzeit 
der einzelnen Eigenkapitalderivate darf jeweils höchstens 18 Monate betragen und muss 
so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien in Ausübung der Eigenkapitalderivate 
nicht nach dem 11. Mai 2020 erfolgt. 

c) 	Der bei Ausübung der Put-Option beziehungsweise bei Fälligkeit des Terminkaufs zu zah-
lende Kaufpreis je Aktie darf den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien 
der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden 
Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsen-
handelstage vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts oder Terminkaufs nicht 
um mehr als 10 % über- oder unterschreiten, jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber 
unter Berücksichtigung der erhaltenen Optionsprämie. Eine Ausübung der Call-Option 
darf nur erfolgen, wenn der zu zahlende Kaufpreis den arithmetischen Mittelwert der 
Kurse der Stückaktien der Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder 
einem entsprechenden Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während 
der letzten drei Börsenhandelstage vor Erwerb der Aktien nicht um mehr als 10 % über- 
oder unterschreitet, jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung des 
Erwerbspreises der Option. 

d) 	Ferner kann mit einem oder mehreren der in lit. b) benannten Kreditinstitute, Finanz-
dienstleistungsinstitute und/oder gleichgestellten Unternehmen vereinbart werden, dass 
diese(s) der Gesellschaft innerhalb eines vorab definierten Zeitraums eine zuvor fest-
gelegte Aktienstückzahl oder einen zuvor festgelegten Euro-Gegenwert an Aktien der 
Gesellschaft liefern/liefert. Dabei hat der Preis, zu dem die Gesellschaft eigene Aktien er-
wirbt, einen Abschlag zum arithmetischen Mittel der volumengewichteten Durchschnitts-
kurse der Aktie im elektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse, berechnet 
über eine vorab festgelegte Anzahl von Börsenhandelstagen, aufzuweisen. Der Preis der 
Aktie darf jedoch das vorgenannte Mittel nicht um mehr als 20 % unterschreiten. Ferner 
müssen sich das oder die in lit. b) benannte(n) Kreditinstitut(e), Finanzdienstleistungsin
stitut(e) und/oder gleichgestellte(n) Unternehmen verpflichten, die zu liefernden Aktien 
an der Börse zu Preisen zu kaufen, die innerhalb der Bandbreite liegen, die bei einem 
unmittelbaren Erwerb über die Börse durch die Gesellschaft selbst gelten würden.

e)	 Werden eigene Aktien unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten unter Beachtung der vor-
stehenden Regelungen erworben, ist ein etwaiges Recht der Aktionäre, solche Eigen-
kapitalderivate mit der Gesellschaft abzuschließen, sowie ein etwaiges Andienungsrecht 
der Aktionäre ausgeschlossen.

f) 	Für die Verwendung eigener Aktien, die unter Einsatz von Eigenkapitalderivaten erwor-
ben werden, gelten die in lit. b) des Beschlussvorschlags zu Tagesordnungspunkt 7 der 
Hauptversammlung vom 12.  Mai 2015 festgelegten Regelungen entsprechend. Das 
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Bezugsrecht der Aktionäre auf eigene Aktien wird insoweit ausgeschlossen, wie diese 
Aktien gemäß den Ermächtigungen in den lit b) des Beschlussvorschlags zu Tagesord-
nungspunkt 7 verwendet werden. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 7 der Tagesordnung gemäß 

§§ 71 Abs. 1 Nr. 8, 186 Abs. 3 Satz 4, Abs. 4 Satz 2 AktG

Unter Punkt 7 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung vorgeschlagen, den Vor-
stand gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG für einen Zeitraum von 5 Jahren bis zum 11. Mai 2020 
zu ermächtigen, eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung oder – falls dieser Wert geringer ist – des zum Zeitpunkt der Ausübung 
der Ermächtigung bestehenden Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft ist nach dem 
Beschlussvorschlag berechtigt, die Aktien auch unter Einschränkung des Gleichbehand-
lungsgrundsatzes und eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre zu erwerben und 
die aufgrund dieser oder früherer Ermächtigungen erworbenen eigenen Aktien unter Aus-
schluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden.

Die Gesellschaft hatte bereits in früheren Hauptversammlungen zum Aktienerwerb ermäch-
tigende Beschlüsse gefasst, deren bislang letzter vom 21. Juni 2010 den Aktienerwerb bis 
zum 20. Juni 2015 gestattet. Nunmehr soll die Gesellschaft in Anknüpfung an die frühere 
Praxis erneut in die Lage versetzt werden, das Instrument des Erwerbs eigener Aktien 
nutzen zu können. Diese Ermächtigung steht unter dem gesetzlichen Vorbehalt, dass et-
waige neu hinzuerworbene Aktien zusammen mit noch nicht verwendeten vorhandenen 
eigenen Aktien die Grenze des § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG von 10 % des Grundkapitals nicht 
überschreiten. Der Erwerb eigener Aktien kann über die Börse oder mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten Kaufangebots erfolgen. Hierdurch erhalten alle Aktionäre in gleicher 
Weise die Gelegenheit, Aktien an die Gesellschaft zu veräußern, sofern die Gesellschaft 
von der Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien Gebrauch macht. Die Ermächtigung sieht 
jedoch auch vor, dass die Aktien unter Einschränkung des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
und eines eventuellen Andienungsrechts der Aktionäre erworben werden können.

Im Einzelnen:

Erwerb eigener Aktien unter Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts

Die eigenen Aktien sollen zunächst über die Börse, mittels eines an alle Aktionäre der Ge-
sellschaft gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre ge-
richteten öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten erworben werden 
können.

Bei einem öffentlichen Kaufangebot oder einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von 
Verkaufsangeboten kann es dazu kommen, dass die von den Aktionären angebotene Men-
ge an Aktien der Gesellschaft die von der Gesellschaft nachgefragte Menge an Aktien über-
steigt. In diesem Fall muss eine Zuteilung nach Quoten erfolgen. Hierbei soll es möglich 
sein, eine bevorrechtigte Annahme kleinerer Offerten oder kleinerer Teile von Offerten bis 
zu maximal 100 Stück Aktien vorzusehen. Diese Möglichkeit dient dazu, gebrochene Beträ-
ge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu vermeiden 
und damit die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs zu erleichtern. Auch eine fakti-
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sche Beeinträchtigung von Kleinaktionären kann so vermieden werden. Im Übrigen kann die 
Repartierung nach dem Verhältnis der angebotenen Aktien (Andienungsquoten) statt nach 
Beteiligungsquoten erfolgen, weil sich das Erwerbsverfahren so in einem wirtschaftlich ver-
nünftigen Rahmen technisch abwickeln lässt. Schließlich soll eine Rundung nach kaufmänni-
schen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien vorgesehen werden 
können. Insoweit können die Erwerbsquote und die Anzahl der von einzelnen andienenden 
Aktionären zu erwerbenden Aktien so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den 
Erwerb ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. Der Vorstand hält einen hierin 
liegenden Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts der Aktionäre für 
sachlich gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären für angemessen.

Neben dem Erwerb über die Börse oder mittels eines an sämtliche Aktionäre gerichte-
ten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten sieht die Ermächtigung auch vor, dass 
der Erwerb mittels den Aktionären zur Verfügung gestellter Andienungsrechte durchgeführt 
werden kann. Diese Andienungsrechte werden so ausgestaltet, dass die Gesellschaft nur 
zum Erwerb ganzer Aktien verpflichtet wird. Soweit danach Andienungsrechte nicht aus-
geübt werden können, verfallen sie. Dieses Verfahren behandelt die Aktionäre gleich und 
erleichtert die technische Abwicklung des Aktienrückkaufs.

Verwendung erworbener eigener Aktien und Ausschluss des Bezugsrechts

Aufgrund gesetzlicher Bestimmungen können die erworbenen eigenen Aktien durch ein 
öffentliches Angebot an alle Aktionäre oder über die Börse wieder veräußert werden. Mit 
den genannten Möglichkeiten der Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien wird bei der 
Veräußerung der Aktien das Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt.

Bei einer Veräußerung der eigenen Aktien durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre 
soll der Vorstand berechtigt sein, das Bezugsrecht der Aktionäre mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats für Spitzenbeträge auszuschließen. Der Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzen-
beträge ist erforderlich, um eine Abgabe erworbener eigener Aktien im Wege eines Veräu-
ßerungsangebots an die Aktionäre technisch durchführbar zu machen. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden entweder durch 
Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft verwertet.

Die vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss bei Veräußerung der Ak-
tien gegen Barzahlung zu einem Preis, der den Börsenpreis von Aktien der Gesellschaft 
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet, macht 
von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen 
Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch. Dem Gedanken des Ver-
wässerungsschutzes für die Aktionäre wird dadurch Rechnung getragen, dass die Aktien nur 
zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den maßgeblichen Börsenkurs nicht wesent-
lich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises für die eigenen Ak-
tien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand wird einen eventuellen Abschlag 
vom Börsenkurs so niedrig bemessen, wie dies nach den zum Zeitpunkt der Platzierung 
vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Der Abschlag vom Börsenpreis zum Zeit-
punkt der Ausnutzung der Ermächtigung wird keinesfalls mehr als 5 % des aktuellen Bör-
senkurses betragen. Diese Ermächtigung gilt mit der Maßgabe, dass die so veräußerten 
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eigenen Aktien 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten dürfen, und zwar weder zum 
Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch – sofern dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der 
Ausübung dieser Ermächtigung. Auf die Begrenzung von 10 % des Grundkapitals sind Akti-
en anzurechnen, die während der Laufzeit dieser Ermächtigung aus genehmigtem Kapital 
unter Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben werden. 
Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht unter 
Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden, 
wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als 10 % des Grundkapitals das 
Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgeschlossen wird. Mit dieser Beschränkung und dem Umstand, dass sich 
der Ausgabepreis am Börsenkurs zu orientieren hat, werden die Vermögens- und Stimm-
rechtsinteressen der Aktionäre angemessen gewahrt. Diese können eine zum Erhalt ihrer 
Beteiligungsquote erforderliche Anzahl von Aktien zu annähernd gleichen Konditionen über 
die Börse erwerben. Im Übrigen liegt die Ermächtigung im Interesse der Gesellschaft, weil 
sie ihr zu größerer Flexibilität verhilft und die Möglichkeit schafft, den Aktionärskreis auch 
durch die gezielte Ausgabe von Aktien an Kooperationspartner, institutionelle Investoren 
oder Finanzinvestoren zu erweitern. Die Gesellschaft soll dadurch auch in die Lage versetzt 
werden, auf günstige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können.

Die Gesellschaft soll weiterhin auch die Möglichkeit haben, eigene Aktien im Rahmen von 
Unternehmenszusammenschlüssen oder im Zusammenhang mit dem Erwerb von Unter-
nehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen oder von sonstigen Ver-
mögensgegenständen anbieten zu können. In derartigen Transaktionen wird nicht selten 
von der Verkäuferseite die Gegenleistung in Form von Aktien bevorzugt, und der internatio-
nale Wettbewerb verlangt zunehmend auch diese Art der Akquisitionsfinanzierung. Die hier 
vorgeschlagene Ermächtigung gibt dem Vorstand (mit Zustimmung durch den Aufsichtsrat) 
den notwendigen Handlungsspielraum, sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb von Un-
ternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unternehmen schnell und flexibel 
sowohl auf nationalen als auch auf internationalen Märkten ausnutzen zu können. Zu den 
zu erwerbenden sonstigen Vermögensgegenständen können auch Forderungen (Kredite 
oder Anleihen) gegen die Gesellschaft oder gegen Konzernunternehmen gehören. Wenn 
diese als Gegenleistung erbracht werden, führt dies zum Wegfall der Verbindlichkeit und 
gleichzeitig zur Stärkung des Eigenkapitals. Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des 
Bezugsrechts Rechnung. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand 
sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel 
wird der Vorstand sich bei der Bemessung des Wertes der als Gegenleistung hingegebenen 
Aktien am Börsenkurs der Gesellschaft orientieren. Eine schematische Anknüpfung an ei-
nen Börsenkurs ist nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte Verhandlungsergeb-
nisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses infrage zu stellen. 
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Die Ermächtigung soll dem Vorstand ferner die Möglichkeit eröffnen, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eigene Aktien zur Einführung an ausländischen Börsenplätzen zu verwenden, 
an denen die Aktien der Gesellschaft bisher nicht notiert sind. Die Gesellschaft steht an 
den internationalen Kapitalmärkten in einem intensiven Wettbewerb. Für die zukünftige ge-
schäftliche Entwicklung ist die Möglichkeit, jederzeit Eigenkapital zu angemessenen Bedin-
gungen am Markt aufnehmen zu können, von großer Bedeutung. Dem dient die eventuelle 
Einführung der Aktie an Auslandsbörsen, weil dadurch die Aktionärsbasis im Ausland ver-
breitert und die Attraktivität der Aktie als Anlageobjekt gesteigert wird. Der vorgeschlagene 
Ausschluss des Bezugsrechts schafft die Möglichkeit einer solchen Einführung an ausländi-
schen Börsenplätzen. Zum Schutz der Interessen der Aktionäre enthält der Beschluss klare 
und eingrenzende Vorgaben hinsichtlich des Preises, zu dem diese Aktien an ausländischen 
Börsen eingeführt werden.

Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 
Aktien Personen zum Erwerb anzubieten, die im Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder 
einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen oder standen. Dabei handelt es sich um 
eine Ermächtigung zur Ausgabe von sogenannten Belegschaftsaktien. Der vorgeschlagene 
Bezugsrechtsausschluss ist Voraussetzung für die Ausgabe von solchen Belegschaftsakti-
en. Die Verwendung von eigenen Aktien zur Ausgabe von Belegschaftsaktien ist nach dem 
Aktiengesetz auch bereits ohne Ermächtigung durch die Hauptversammlung zulässig (§ 71 
Abs. 1 Nr. 2 AktG), dann aber nur zur Ausgabe an Arbeitnehmer innerhalb eines Jahres nach 
Erwerb (§ 71 Abs. 3 Satz 2 AktG). Demgegenüber wird hier der Vorstand ermächtigt, ohne 
Beachtung einer Frist die eigenen Aktien als Belegschaftsaktien einzusetzen. Über die Aus-
gabebedingungen entscheidet der Vorstand im Rahmen des durch § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG 
eröffneten Spielraums. Er kann die Aktien dabei insbesondere im Rahmen des Üblichen und 
Angemessenen unter dem aktuellen Börsenkurs zum Erwerb anbieten, um einen Anreiz für 
den Erwerb zu schaffen. Die Nutzung vorhandener eigener Aktien statt einer Kapitalerhö-
hung oder einer Barleistung kann wirtschaftlich sinnvoll sein; die Ermächtigung soll insoweit 
die Flexibilität erhöhen.

Schließlich sieht die Ermächtigung vor, dass erworbene eigene Aktien auch eingezogen 
werden können. Dabei soll die Einziehung sowohl dergestalt möglich sein, dass bei Einzie-
hung das Grundkapital der Gesellschaft herabgesetzt wird, als auch ohne eine solche Kapi-
talherabsetzung durch reine Einziehung der Aktien unter gleichzeitiger Erhöhung des auf die 
verbleibenden Aktien entfallenden anteiligen Betrages des Grundkapitals. Die Rechte der 
Aktionäre werden in keinem der beiden vorgenannten Fälle beeinträchtigt.

Der Vorstand wird der jeweils einer etwaigen Ausnutzung der Ermächtigung zum Erwerb 
eigener Aktien folgenden Hauptversammlung nach § 71 Abs. 3 Satz 1 AktG, gegebenenfalls 
i.V.m. § 160 Abs. 1 Nr. 2 AktG, berichten. 
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Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 8 der Tagesordnung gemäß 

§§ 71 Absatz 1 Nr. 8 , 186 Absatz 4 Satz 2 AktG

Neben den in Punkt 7 der Tagesordnung vorgesehenen Möglichkeiten zum Erwerb eigener 
Aktien soll die Gesellschaft auch ermächtigt werden, eigene Aktien unter Einsatz bestimm-
ter Eigenkapitalderivate zu erwerben. Dadurch soll das Volumen an Aktien, das insgesamt 
erworben werden darf, nicht erhöht werden; es werden lediglich weitere Handlungsalterna-
tiven zum Erwerb eigener Aktien eröffnet. Durch diese zusätzlichen Handlungsalternativen 
werden die Möglichkeiten der Gesellschaft erweitert, den Erwerb eigener Aktien flexibel zu 
strukturieren. 

Für die Gesellschaft kann es von Vorteil sein, Call-Optionen zu erwerben, Put-Optionen zu 
veräußern oder Aktien unter Einsatz einer Kombination aus Call- und Put-Optionen oder 
eines Terminkaufvertrages zu erwerben, statt unmittelbar Aktien der Gesellschaft zu er-
werben. Diese Handlungsalternativen sind von vornherein auf insgesamt 5  % des zum 
Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals oder 

– falls dieser Betrag geringer ist – des zum Zeitpunkt der jeweiligen Ausübung der vorliegen-
den Ermächtigung bestehenden Grundkapitals begrenzt. Die Laufzeit der Optionen muss 
jeweils so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien in Ausübung der Optionen nicht 
nach dem 11.  Mai 2020 erfolgt. Dadurch wird sichergestellt, dass die Gesellschaft nach 
Auslaufen der bis zum 11.  Mai 2020 gültigen Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien 

– vorbehaltlich einer neuen Ermächtigung – keine eigenen Aktien erwirbt. Darüber hinaus 
wird die Laufzeit der Eigenkapitalderivate jeweils auf 18 Monate beschränkt. Dies stellt 
sicher, dass Verpflichtungen aus den einzelnen Optionsgeschäften und Terminkäufen zeitlich 
angemessen begrenzt werden.

Bei Vereinbarung einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Options-
prämie das Recht, innerhalb einer Frist oder zu einem bestimmten Zeitpunkt eine vorher 
festgelegte Anzahl von Aktien der Gesellschaft zu einem bestimmten Preis (Ausübungs-
preis) vom jeweiligen Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung der 
Call-Option ist aus Sicht der Gesellschaft grundsätzlich dann sinnvoll, wenn der Kurs der 
Aktie über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann günstiger vom Stillhalter als im 
Markt kaufen kann. Gleiches gilt, wenn durch Ausübung der Option ein Aktienpaket erwor-
ben wird, das anderweitig nur zu höheren Kosten zu erwerben wäre. 

Zusätzlich wird beim Einsatz von Call-Optionen die Liquidität der Gesellschaft geschont, 
da erst bei Ausübung der Call-Option der Ausübungspreis für die Aktien gezahlt werden 
muss. Diese Gesichtspunkte können es im Einzelfall rechtfertigen, dass die Gesellschaft für 
einen geplanten Erwerb eigener Aktien Call-Optionen einsetzt. Die Optionsprämie muss 
marktnah ermittelt werden, also – unter Berücksichtigung u.a. des Ausübungspreises, der 
Laufzeit der Option und der Volatilität der Aktie – im Wesentlichen dem Wert der Call-Opti-
on entsprechen. Bei Ausübung einer Call-Option ist aus Sicht der Gesellschaft die für den 
Erwerb der Aktie aufgebrachte Gegenleistung um den aktuellen Wert der Option erhöht. 
Dieser Wert könnte die Gesellschaft bei Nicht-Ausnutzung der Option realisieren, er ist ein 
geldwerter Vorteil, der damit bei Ausübung der Option als Kosten den Kaufpreis erhöht. Er 
reflektiert auch den aktuellen Wert dessen, was ursprünglich als Optionsprämie gezahlt 
wurde und ist deshalb als Teil des Kaufpreises der Aktie zu berücksichtigen. 
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Durch den Abschluss von Put-Optionen gewährt die Gesellschaft dem jeweiligen Inhaber 
der Put-Option das Recht, innerhalb eines bestimmten Zeitraums oder zu einem bestimm-
ten Zeitpunkt Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option bestimmten Preis (Aus-
übungspreis) an die Gesellschaft zu veräußern. Als Gegenleistung für die Verpflichtung zum 
Erwerb eigener Aktien gemäß der Put-Option erhält die Gesellschaft eine Optionsprämie, 
die wiederum zu marktnahen Konditionen ermittelt werden muss, also – unter Berücksich-
tigung u.a. des Ausübungspreises, der Laufzeit der Option und der Volatilität der Aktie – im 
Wesentlichen dem Wert der Put-Option entspricht. Die Ausübung der Put-Option ist für 
den Optionsinhaber grundsätzlich nur dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie 
zum Zeitpunkt der Ausübung unter dem Ausübungspreis liegt, weil er dann die Aktie zu 
einem höheren Preis als am Markt erzielbar an die Gesellschaft verkaufen kann; gegen ein 
zu hohes Risiko aus der Kursentwicklung kann sich die Gesellschaft wiederum im Markt 
absichern. Der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put- Optionen bietet der Gesellschaft den 
Vorteil, bereits bei Abschluss des Optionsgeschäfts einen bestimmten Ausübungspreis 
festlegen zu können, während die Liquidität erst am Ausübungstag abfließt. Aus Sicht der 
Gesellschaft ist dabei die für den Erwerb der Aktie aufgebrachte Gegenleistung um den 
aktuellen Wert der Optionsprämie reduziert. Übt der Optionsinhaber die Option nicht aus, 
insbesondere weil der Aktienkurs am Ausübungstag oder im Ausübungszeitraum über dem 
Ausübungspreis liegt, erwirbt die Gesellschaft zwar auf diese Weise keine eigenen Aktien, 
sie vereinnahmt jedoch endgültig ohne weitere Gegenleistung die Optionsprämie. 

Die von der Gesellschaft aufzubringende Gegenleistung für die Aktien ist beim Einsatz von 
Optionen der jeweilige Ausübungspreis (jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Be-
rücksichtigung des aktuellen Werts der Option). Dieser kann höher oder niedriger sein als 
der Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft am Tag des Abschlusses des Optionsgeschäfts 
und am Tag des Erwerbs der Aktien aufgrund der Ausübung der Option. 

Der bei Ausübung der Put-Option beziehungsweise bei Fälligkeit des Terminkaufs zu zah-
lende Kaufpreis je Aktie darf den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien der 
Gesellschaft in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden Nachfol-
gesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage 
vor Abschluss des betreffenden Optionsgeschäfts oder Terminkaufs nicht um mehr als 10 % 
über- oder unterschreiten, jeweils ohne Erwerbsnebenkosten, aber unter Berücksichtigung 
der erhaltenen Optionsprämie. Eine Ausübung der Call-Option darf nur erfolgen, wenn der 
zu zahlende Kaufpreis den arithmetischen Mittelwert der Kurse der Stückaktien der Gesell-
schaft in der Schlussauktion im XETRA-Handel (oder einem entsprechenden Nachfolgesys-
tem) an der Frankfurter Wertpapierbörse während der letzten drei Börsenhandelstage vor 
Erwerb der Aktien nicht um mehr als 10 % über- oder unterschreitet, jeweils ohne Erwerbs-
nebenkosten, aber unter Berücksichtigung des Erwerbspreises der Option. Die Gesellschaft 
kann auch Eigenkapitalderivate vereinbaren, die eine Lieferung von Aktien mit Abschlag auf 
einen gewichteten Durchschnittskurs vorsehen. 

Durch die Verpflichtung, Optionen und andere Eigenkapitalderivate nur mit einem oder 
mehreren Kreditinstitut(en) oder gleichgestellten Unternehmen zu vereinbaren und dabei 
sicherzustellen, dass die Optionen und andere Eigenkapitalderivate nur mit Aktien bedient 
werden, die unter Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben wurden, wird 
ausgeschlossen, dass Aktionäre beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Eigenkapi
talderivaten benachteiligt werden. 
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Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG genügt es zur Wahrung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes, wenn die Aktien über die Börse zu dem im Zeitpunkt 
des börslichen Erwerbs aktuellen Börsenkurs der Aktie der Gesellschaft erworben wurden. 
Da der Preis für die Option (Optionspreis) marktnah ermittelt wird, erleiden die an den 
Optionsgeschäften nicht beteiligten Aktionäre auch keinen wertmäßigen Nachteil. Ande-
rerseits wird die Gesellschaft durch die Möglichkeit, Eigenkapitalderivate zu vereinbaren, 
in die Lage versetzt, sich kurzfristig bietende Marktchancen zu nutzen und entsprechende 
Eigenkapitalderivate abzuschließen. Ein etwaiges Recht der Aktionäre auf Abschluss sol-
cher Eigenkapitalderivate mit der Gesellschaft ist ebenso ausgeschlossen wie ein etwaiges 
Andienungsrecht der Aktionäre. Dieser Ausschluss ist erforderlich, um den Einsatz von Ei-
genkapitalderivaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien zu ermöglichen und die 
damit für die Gesellschaft verbundenen Vorteile zu erzielen. Ein Abschluss entsprechender 
Eigenkapitalderivate mit sämtlichen Aktionären wäre nicht durchführbar. 

Der Vorstand hält die Ermächtigung zur Nichtgewährung bzw. Einschränkung eines etwai-
gen Rechts der Aktionäre zum Abschluss solcher Eigenkapitalderivate mit der Gesellschaft 
sowie eines etwaigen Andienungsrechts der Aktionäre nach Abwägung der Interessen der 
Aktionäre und der Interessen der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem Ein-
satz von Eigenkapitalderivaten für die Gesellschaft ergeben können, daher grundsätzlich für 
gerechtfertigt. 

Im Hinblick auf die Verwendung der aufgrund von Eigenkapitalderivaten erworbenen eige-
nen Aktien bestehen keine Unterschiede zu den in Tagesordnungspunkt 7 vorgeschlagenen 
Verwendungsmöglichkeiten. Hinsichtlich der Rechtfertigung des Bezugsrechtsausschlus-
ses der Aktionäre bei der Verwendung der Aktien wird daher auf den Bericht des Vorstands 
zu Tagesordnungspunkt 7 verwiesen. 

Die gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 i.V.m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG der Hauptversammlung zu 
erstattenden Vorstandsberichte zu den Tagesordnungspunkten 7 und 8, die vorstehend voll-
ständig abgedruckt sind, liegen ab dem Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 
in den Geschäftsräumen der HUGO BOSS AG, Dieselstr. 12, 72555 Metzingen sowie in 
der Hauptversammlung selbst zur Einsichtnahme durch die Aktionäre aus und sind auch 
im Internet unter http://group.hugoboss.com/ über den Link Investor Relations/Hauptver-
sammlung zugänglich.
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GESAMTZAHL DER AKTIEN UND STIMMRECHTE

Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung 2015 beträgt die Gesamtzahl der 
Aktien an der Gesellschaft 70.400.000 Namensstammaktien und somit eine Gesamtzahl 
der Stimmrechte 70.400.000, wovon 1.383.833 Stimmrechte aus eigenen Namensstamm-
aktien ruhen.

VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE TEILNAHME AN DER HAUPT-
VERSAMMLUNG UND DIE AUSÜBUNG DES STIMMRECHTS

ANMELDUNG

Zur stimmberechtigten Teilnahme an der Hauptversammlung sind die Aktionäre berechtigt, 
die im Aktienregister als Aktionäre der Gesellschaft eingetragen und rechtzeitig angemeldet 
sind. 

Die Anmeldung muss der Gesellschaft in Textform in deutscher oder englischer Sprache 
unter der nachstehend bestimmten Adresse spätestens am Dienstag, den 5.  Mai 2015, 
24:00 Uhr MESZ, zugehen:

HUGO BOSS AG
c/o Computershare Operations Center
80249 München
oder per Telefax: +49 89 30903-74675
oder per E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Weitere Hinweise zum Anmeldeverfahren finden sich auf dem zusammen mit dem Ein-
ladungsschreiben übersandten Anmeldeformular, das auch für die Vollmachtserteilung ge-
nutzt werden kann, sowie auf der genannten Internetseite. 

Kreditinstitute, Aktionärsvereinigungen und diesen gemäß § 135 Abs. 8 oder § 135 Abs. 10 
in Verbindung mit § 125 Abs. 5 AktG gleichgestellte Personen, Institute oder Unternehmen 
können das Stimmrecht für Aktien, die ihnen nicht gehören, als deren Inhaber sie aber im 
Aktienregister eingetragen sind, nur aufgrund einer Ermächtigung des Aktionärs ausüben.

Nach Eingang der Anmeldung bei der Gesellschaft werden den Aktionären Eintrittskarten 
für die Hauptversammlung übersandt. Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten si-
cherzustellen, bitten wir die Aktionäre – ohne ihr Recht auf Teilnahme an der Hauptver-
sammlung einschränken zu wollen –, frühzeitig für die Übersendung der Anmeldung an die 
Gesellschaft Sorge zu tragen.

Inhaber von American Depositary Receipts (ADR) können weitere Informationen über BNY 
Mellon Shareowner Services, P.O. Box 30170, College Station, TX 77842-3170, USA, e-Mail: 
shrrelations@cpushareownerservices.com, erhalten.
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FREIE VERFÜGBARKEIT DER AKTIEN

Die Aktien werden durch eine Anmeldung zur Hauptversammlung nicht blockiert; 

Aktionäre können deshalb über ihre Aktien auch nach erfolgter Anmeldung weiterhin frei 

verfügen. Maßgeblich für das Teilnahme- und Stimmrecht ist der im Aktienregister einge-
tragene Bestand am Tag der Hauptversammlung. Dieser wird dem Bestand am Ende des 
Anmeldeschlusstages (Dienstag, 5.  Mai  2015, 24:00 Uhr MESZ) entsprechen, da Aufträ-
ge zur Umschreibung des Aktienregisters in der Zeit vom 6. Mai 2015 bis einschließlich 
12. Mai 2015 erst mit Wirkung nach der Hauptversammlung am 12. Mai 2015 verarbeitet und 
berücksichtigt werden. Technisch maßgeblicher Bestandsstichtag (sogenannter Umschrei-
bungsstopp bzw. Technical Record Date) ist daher der Ablauf des 5. Mai 2015.

STIMMABGABE DURCH BEVOLLMÄCHTIGTE

Aktionäre, die im Aktienregister eingetragen sind, können ihr Stimmrecht in der Haupt-
versammlung unter entsprechender Vollmachtserteilung auch durch Bevollmächtigte, auch 
durch ein Kreditinstitut oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. Bevollmäch-
tigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von die-
sen zurückweisen. Auch im Fall einer Stimmrechtsvertretung ist eine fristgerechte Anmel-
dung durch den Aktionär oder den Bevollmächtigten nach den vorstehenden Bestimmungen 
erforderlich.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegen-
über der Gesellschaft bedürfen gemäß § 134 Abs. 3 Satz 3 AktG der Textform; § 135 AktG 
bleibt unberührt. Aktionäre können für die Vollmachtserteilung, Aktionäre oder der Be-
vollmächtigte können für den Nachweis einer Vollmacht den Vollmachtsabschnitt auf dem 
Einladungsschreiben oder das im Internet unter http://group.hugoboss.com unter dem 
Menüpunkt „Hauptversammlung 2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/
Hauptversammlung“ zur Verfügung stehende Formular, benutzen; möglich ist aber auch, 
dass Aktionäre eine gesonderte Vollmacht in Textform ausstellen. Für die Übermittlung des 
Nachweises der Bevollmächtigung und den Widerruf von Vollmachten stehen folgende Ad-
resse, Fax-Nummer und E-Mail-Adresse bis zum Beginn der Abstimmung zur Verfügung:

HUGO BOSS AG
c/o Computershare Operations Center
80249 München
Telefax: +49 89 30903-74675
E-Mail: VollmachtHV2015@hugoboss.com

Am Tag der Hauptversammlung steht dafür ab 9:00 Uhr MESZ auch die Ein- und Ausgangs-
kontrolle zur Hauptversammlung im Internationalen Congresszentrum Stuttgart ICS, Mes-
sepiazza, Saal C1, 70629 Stuttgart, zur Verfügung.

Wird ein Kreditinstitut, ein nach §§ 135 Abs. 10, 125 Abs. 5 AktG den Kreditinstituten gleich-
gestelltes Institut oder Unternehmen, eine Aktionärsvereinigung oder eine der Personen, 
für die nach § 135 Abs. 8 AktG die Regelungen des § 135 Abs. 1 bis 7 AktG sinngemäß 
gelten, bevollmächtigt, so ist die Vollmachtserklärung von dem Bevollmächtigten nachprüf-
bar festzuhalten; die Vollmachtserklärung muss zudem vollständig sein und darf nur mit 
der Stimmrechtsausübung verbundene Erklärungen enthalten. Bitte stimmen Sie sich da-
her, wenn Sie ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder andere der in § 135 AktG 

H A U P T V E R S A M M L U N G  2 0 1 5  / /  W E I T E R E  I N F O R M A T I O N E N      

20



gleichgestellten Institute, Unternehmen oder Personen bevollmächtigen wollen, mit dem 
Bevollmächtigten über die Form der Vollmacht ab. Die Vollmacht darf in diesen Fällen nur 
einem bestimmten Bevollmächtigten erteilt werden. Ein Verstoß gegen die vorgenannten 
und bestimmte weitere in § 135 AktG genannte Erfordernisse für die Bevollmächtigung der 
in diesem Absatz Genannten beeinträchtigt allerdings gemäß § 135 Abs. 7 AktG die Wirk-
samkeit der Stimmabgabe nicht.

STIMMABGABE DURCH STIMMRECHTSVERTRETER DER GESELLSCHAFT

Wir bieten unseren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft benannte Stimmrechts-
vertreter bei der Ausübung des Stimmrechts vertreten zu lassen. Hierfür legt die Gesell-
schaft folgende Regelungen fest: Die Stimmrechtsvertreter dürfen das Stimmrecht nur nach 
Maßgabe ausdrücklich erteilter Weisungen zu den einzelnen Gegenständen der Tagesord-
nung ausüben. Ohne solche ausdrückliche Weisungen wird das Stimmrecht nicht vertreten. 
Für die Erteilung der Vollmacht kann das zusammen mit dem Einladungsschreiben zuge-
sandte Vollmachts- und Weisungsformular verwendet werden. Die Erteilung der Vollmacht 
(mit Weisungen), ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Ge-
sellschaft bedürfen der Textform. Vollmachten für die Stimmrechtsvertreter unter Erteilung 
ausdrücklicher Weisungen müssen bei der Gesellschaft bis spätestens Freitag, den 8. Mai 
2015, 24:00 Uhr MESZ unter der nachstehend genannten Adresse eingehen:

HUGO BOSS AG
Herrn Martin Schürmann/Frau Ulrike Zahlten
c/o Computershare Operations Center
80249 München
oder per Telefax: +49 8930903-74675
oder per E-Mail: VollmachtHV2015@hugoboss.com

Am Tag der Hauptversammlung selbst steht für die Erteilung, den Widerruf sowie die Än-
derung von Weisungen gegenüber den Stimmrechtsvertretern der Gesellschaft ab 9:00 
Uhr MESZ die Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung im Internationalen Con-
gresszentrum Stuttgart ICS, Messepiazza, Saal C1, 70629 Stuttgart zur Verfügung. 

Weisungen zu Verfahrensfragen nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter nicht entgegen. Ebenso wenig nehmen die Stimmrechtsvertreter Aufträge zu 
Wortmeldungen, zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse 
oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 

Weitere Hinweise zum Vollmachtsverfahren finden sich auf dem zusammen mit dem Einla-
dungsschreiben übersandten Anmeldeformular sowie auf der genannten Internetseite.
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VERÖFFENTLICHUNG AUF DER INTERNETSEITE DER 
GESELLSCHAFT

Alsbald nach der Einberufung der Hauptversammlung werden über die Internetseite der 
Gesellschaft unter http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Hauptversammlung 
2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptversammlung“ folgende In-
formationen und Unterlagen zugänglich sein (vgl. § 124a AktG):

1.	 der Inhalt der Einberufung mit der Erläuterung zur fehlenden Beschlussfassung zu 
Punkt 1 der Tagesordnung und der Gesamtzahl der Aktien und der Stimmrechte im Zeit-
punkt der Einberufung;

2.	 die der Versammlung zugänglich zu machenden Unterlagen, namentlich die unter Punkt 
1 der Tagesordnung genannten Unterlagen;

3.	 Formulare, die bei Stimmabgabe durch Vertretung verwendet werden können.

RECHTE DER AKTIONÄRE NACH § 122 ABS. 2, § 126 ABS. 1, 
§§ 127, 131 ABS. 1 AKTG

Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 2 AktG

Aktionäre, deren Anteile zusammen einen anteiligen Betrag am Grundkapital von 
500.000  EUR erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung ge-
setzt und bekannt gemacht werden. Ein solches Verlangen ist schriftlich oder in elektroni-
scher Form nach § 126a BGB (d.h. mit qualifizierter elektronischer Signatur nach dem Sig-
naturgesetz) an den Vorstand der Gesellschaft (HUGO BOSS AG, Vorstand, Dieselstraße 12, 
72555 Metzingen, Hauptversammlung@hugoboss.com) zu richten und muss der Gesell-
schaft mindestens 30 Tage vor der Hauptversammlung zugehen; der Tag des Zugangs und 
der Tag der Hauptversammlung sind nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist 
somit Samstag, der 11. April 2015, 24:00 Uhr MESZ. Weitere Einzelheiten zu den Vorausset-
zungen der Ausübung des Rechts und seinen Grenzen sind auf der Internetseite der Gesell-
schaft unter http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Hauptversammlung 2015“ 
über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptversammlung“ unter „Hinweise 
gemäß § 121 Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionäre“ enthalten.

Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG

Aktionäre können Anträge zu einzelnen Tagesordnungspunkten stellen (vgl. § 126 AktG); 
dies gilt auch für Vorschläge zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprü-
fern (vgl. § 127 AktG).

Gemäß § 126 Abs.  1 AktG sind Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des 
Aktionärs, der Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung den in § 125 
Abs. 1 bis 3 AktG genannten Berechtigten unter den dortigen Voraussetzungen (dies sind 
u.  a. Aktionäre, die es verlangen) zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 
14 Tage vor der Hauptversammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vor-
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schlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung 
mit Begründung an die unten stehende Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist 
nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist somit Montag, der 27.  April 2015, 
24:00 Uhr MESZ. Ein Gegenantrag braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn einer 
der Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt. Weitere Einzelheiten zu den 
Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und seinen Grenzen sind auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Hauptversamm-
lung 2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptversammlung“ unter 

„Hinweise gemäß § 121 Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionäre“ enthalten.

Das Recht eines jeden Aktionärs, während der Hauptversammlung Gegenanträge zu den 
verschiedenen Tagesordnungspunkten auch ohne vorherige Übermittlung an die Gesell-
schaft zu stellen, bleibt unberührt. Wir weisen darauf hin, dass Gegenanträge, die der Ge-
sellschaft vorab fristgerecht übermittelt worden sind, in der Hauptversammlung nur Beach-
tung finden, wenn sie dort gestellt werden. 

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG brauchen nicht begründet zu werden. Wahl-
vorschläge werden nur zugänglich gemacht, wenn sie den Namen, den ausgeübten Beruf 
und den Wohnort der vorgeschlagenen Person und im Fall einer Wahl von Aufsichtsrats-
mitgliedern Angaben zu deren Mitgliedschaft in anderen gesetzlich zu bildenden Aufsichts-
räten enthalten (vgl. § 127 Satz 3 i.V.m. § 124 Abs. 3 und § 125 Abs. 1 Satz 5 AktG). Nach 
§ 127 Satz  1 AktG i.V.m. § 126 Abs.  2 AktG gibt es weitere Gründe, bei deren Vorliegen 
Wahlvorschläge nicht über die Internetseite zugänglich gemacht werden müssen. Im Übri-
gen gelten die Voraussetzungen und Regelungen für das Zugänglichmachen von Anträgen 
entsprechend, insbesondere gilt auch hier Montag, der 27. April 2015, 24:00 Uhr MESZ als 
letztmöglicher Termin, bis zu dem Wahlvorschläge bei der nachfolgend genannten Adresse 
eingegangen sein müssen, um noch zugänglich gemacht zu werden. Weitere Einzelheiten 
zu den Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und seinen Grenzen sind auf der Inter-
netseite der Gesellschaft unter http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Haupt-
versammlung 2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptversamm-
lung“ unter „Hinweise gemäß § 121 Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Aktionäre“ 
enthalten.

Etwaige Anträge (nebst Begründung) oder Wahlvorschläge von Aktionären gemäß § 126 
Abs. 1 und § 127 AktG sind ausschließlich zu richten an: 

HUGO BOSS AG
Hauptversammlung/Rechtsabteilung
Dieselstraße 12
72555 Metzingen
oder per Telefax: +49 7123 9480273
oder per E-Mail: Hauptversammlung@hugoboss.com

Zugänglich zu machende Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären (einschließlich des 
Namens des Aktionärs und – im Falle von Anträgen – der Begründung) werden nach ih-
rem Eingang unter der Internetadresse http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt 

„Hauptversammlung 2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/Hauptver-
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sammlung“ zugänglich gemacht. Etwaige Stellungnahmen der Verwaltung werden eben-
falls unter der genannten Internetadresse zugänglich gemacht.

Auskunftsrechte der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG

In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertreter vom Vorstand Aus-
kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemä-
ßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist (vgl. § 131 Abs. 1 AktG). 
Das Auskunftsrecht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen 
der Gesellschaft zu einem verbundenen Unternehmen sowie auf die Lage des Konzerns 
und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind in 
der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der Aussprache zu stellen. 

Die Auskunft hat den Grundsätzen einer gewissenhaften und getreuen Rechenschaft zu 
entsprechen. Unter den in § 131 Abs. 3 AktG genannten Voraussetzungen darf der Vorstand 
die Auskunft verweigern.

Gemäß § 16 Abs. 3 der Satzung kann der Versammlungsleiter das Frage- und Rederecht der 
Aktionäre für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für einzelne Tagesordnungspunkte 
oder für einzelne Redner zeitlich angemessen beschränken.

Weitere Einzelheiten zu den Voraussetzungen der Ausübung des Rechts und seinen Gren-
zen sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter http://group.hugoboss.com unter dem 
Menüpunkt „Hauptversammlung 2015“ über den Link „Investor Relations/Veranstaltungen/
Hauptversammlung“ unter „Hinweise gemäß § 121 Abs. 3 S. 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten 
der Aktionäre“ enthalten.

Nach der Hauptversammlung werden die Abstimmungsergebnisse unter der gleichen Inter-
netadresse http://group.hugoboss.com unter dem Menüpunkt „Hauptversammlung 2015“ 
bekannt gegeben.

Die Einberufung der Hauptversammlung wurde solchen Medien zur Veröffentlichung zuge-
leitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie die Information in der gesam-
ten Europäischen Union verbreiten.

Metzingen, im März 2015 

Der Vorstand
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WEGBESCHREIBUNG
DER KÜRZESTE WEG ZUR HAUPTVERSAMMLUNG

ANREISE MIT DEM AUTO

Die Neue Messe Stuttgart liegt 13 km von der Stuttgarter Stadtmitte entfernt und in 
direkter Nähe zum Stuttgarter Flughafen. Bitte folgen Sie der Beschilderung in Richtung 
Messe/Flughafen.

ANREISE AUF DER A8

Aus Richtung Stuttgart am „Echterdinger Ei“ verlassen Sie die Autobahn auf den Messe- 
und Flughafenzubringer. Bitte folgen Sie dem Parkleitsystem.

Aus Richtung München besteht eine Ausfahrt „Messe/Flughafen“ direkt in das Parkhaus 
über der Autobahn. Bitte folgen Sie dem Parkleitsystem.

ANREISE AUF DER B27

Aus Richtung Stuttgart/Tübingen

Aus beiden Richtungen können die Parkplätze am Westrand des Messegeländes ange-
steuert werden. Das Parkhaus über der Autobahn ist ebenfalls erreichbar. Bitte folgen 
Sie dem Parkleitsystem.
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ANREISE MIT DEM FLUGZEUG

Die Terminals des Flughafens sind etwa 200 Meter vom Messegelände entfernt und 
können gut zu Fuß erreicht werden.

ANREISE MIT DER BAHN

Über das Bahnnetz (ICE, IC, InterRegio) ist Stuttgart direkt mit 13 europäischen Haupt-
städten verbunden.

Vom Hauptbahnhof zur Messe:

Vom Stuttgarter Hauptbahnhof geht es mit der S-Bahn S2 oder S3 in Richtung „Stuttgart 
Flughafen/Neue Messe Stuttgart“. Die Fahrtzeit beträgt 27 Minuten.

PARKHAUS P22/23 UNTER DEM MESSEPIAZZA

Hinweis:

Nur das Parken in P 22/23 wird von HUGO BOSS zurückerstattet.

Wir bitten Sie diesbezüglich, Ihre gelösten Parktickets an der Garderobe im Foyer des C1 

gegen freie Ausfahrtickets einzutauschen.

Bitte folgen Sie der Beschilderung ICS und P 22/23.
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